
Diese Friedensbereitschaft wird um so glaubwürdiger, je mehr sich beide Sei
ten bemühen, lokale Konflikte zu vermeiden oder zu beenden und weder direkt 
noch indirekt zu fordern.

5. Die ideologische Auseinandersetzung ist so zu fuhren, daß eine Einmi
schung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten unterbleibt. Kritik, 
auch in scharfer Form, darf nicht als eine »Einmischung in die inneren Angele
genheiten« der anderen Seite zurückgewiesen werden. Jedenfalls gilt auch hier 
das Prinzip der souveränen Gleichheit, daß keine Seite praktisch in Anspruch 
nehmen darf, was sie der anderen nicht zubilligt.

6. Die offene Diskussion über den Wettbewerb der Systeme, ihre Erfolge und 
Mißerfolge, Vorzüge und Nachteile, muß innerhalb jedes Systems möglich sein. 
Wirklicher Wettbewerb setzt sogar voraus, daß diese Diskussion gefordert wird 
und praktische Ergebnisse hat. Nur so ist es möglich, daß öffentlich eine verglei
chende Bilanz von Praxis und Erfahrungen beider Systeme gezogen wird, so daß 
Mißlungenes verworfen, Gelungenes festgehalten und gegebenenfalls übernom
men und weiterentwickelt werden kann.

7. Der umfassenden Informiertheit der Bürger in Ost und West kommt im 
Prozeß der Friedenssicherung und des Systemwettstreits eine wachsende Bedeu
tung zu. Dazu müssen die Staaten in beiden Systemen entsprechend der KSZE- 
Schlußakte auf ihrem Territorium die Verbreitung von periodisch und nicht pe
riodisch erscheinenden Zeitungen und gedruckten Veröffentlichungen aus den 
anderen Teilnehmerstaaten erleichtern.

8. Der Dialog zwischen allen gesellschaftlichen Organisationen, Institutio
nen, Kräften und Personen auf beiden Seiten gewinnt wachsende Bedeutung für 
die Friedenssicherung und den Wettbewerb der Systeme. Das schließt auch Be
such und Gegenbesuch, die Teilnahme an Seminaren, wissenschaftlichen, kul
turellen und politischen Veranstaltungen über die Systemgrenzen hinweg ein.

VI. Neues Denken, neues Handeln

Gemeinsame Sicherheit ist nicht zu erreichen, wenn ideologische Gegensätze 
in Formen ausgetragen werden, die zwischenstaatliche Beziehungen gefährden 
oder vergiften oder gar Machtkonflikte als unversöhnlichen und unausweichli
chen Kampf zwischen Gut und Böse erscheinen lassen. Zur gemeinsamen Si
cherheit gehört der Verzicht auf Versuche, sich unmittelbar in die praktische 
Politik in anderen Staaten einzumischen, aber auch der friedliche Wettbewerb 
der Systeme, ein Wettbewerb, der sich im Rahmen gemeinsam erarbeiteter Re
geln hält und eine Kultur des politischen Streits und schließlich des kontrover
sen Dialogs einschließt.

Dies entspricht der Politik einer Friedenssicherung, zu der sich SPD und 
SED bekannt haben.
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